
Werkverträge

Nahles gibt nach
Bundesarbeitsministerin An-
drea Nahles (SPD) hat ihren
Gesetzentwurf zur Regulie-
rung von Werkverträgen und
Zeitarbeit entscheidend nach-
gebessert. Damit reagierte sie
auf Kritik aus der Wirtschaft.
Es ging vor allem um acht
Kriterien, die festlegen soll-
ten, wann es sich nicht etwa
um einen Werkvertrag, son-

dern um ein normales Ange-
stelltenverhältnis handelt.
Diese umstrittenen Kriterien
hat Nahles jetzt gestrichen.
Stattdessen soll nun die
„wörtliche Wiedergabe der
Leitsätze der höchstrichter -
lichen Rechtsprechung“ zur
Abgrenzung dienen. Arbeits-
rechtler hatten moniert, dass
die Ursprungsfassung in der
modernen Erwerbswelt nicht
für eine derartige Unterschei-
dung geeignet sei. Mit dem

Gesetz soll der Missbrauch
von Werkverträgen gestoppt
werden. Vor allem die Zu-
stände in Schlachthöfen hat-
ten Aufsehen erregt, weil
dort viele Arbeitskräfte zu
Niedrigstlöhnen über derarti-
ge Vereinbarungen beschäf-
tigt wurden. Nach monatelan-
ger Verzögerung soll der Re-
ferentenentwurf bald in die
Ressortabstimmung gehen
und im März vom Kabinett
beschlossen werden. cos, mad

Union

Merkel-Kritiker 
formieren sich
Innerhalb der CDU wächst
der Widerstand gegen die
Flüchtlingspolitik von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel. Am
Sonntag wollen sich in Berlin
junge Unionspolitiker treffen,
die sich unter dem Namen
CDU2017 zusammengeschlos-
sen haben. Dabei soll es da-
rum gehen, „kritisch die bis-
herige europäische Flücht-
lingspolitik zu reflektieren“,
wie es heißt. Unter ihnen sind
viele Bundestagsabgeordnete,
so etwa das CDU-Präsidiums-
mitglied Jens Spahn. Er hatte
im Zusammenhang mit der
Flüchtlingskrise von einer Art
Staatsversagen geschrieben.
Zu den Teilnehmern des Tref-

fens gehören auch Botschaf-
ter aus Ungarn und Polen.
Die Regierungen beider Staa-
ten kritisieren den deutschen
Kurs scharf. Prominentester
Gast ist Bundesfinanzminister

Wolfgang Schäuble. Viele
Unionsabgeordnete sehen in
ihm einen möglichen Nach -
folger von Merkel, falls sie
über die Flüchtlingspolitik
stürzen sollte. ran

NS-Vergangenheit

Braune 
Parlamentarier
Die Fraktionen im Bundestag
werden sich mit der national-
sozialistischen Vergangenheit
ehemaliger Parlamentarier
beschäftigen müssen. Bundes-
tagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) will ihnen eine
interne Projektskizze der
„Kommission für Geschichte
des Parlamentarismus und
der politischen Parteien“ zu-
leiten. Die Kommission – ein
vom Bundestag gefördertes
Forschungsinstitut – schlägt
darin vor, die NS-Vergangen-
heit der mehr als 2600 Parla-
mentarier aus Bundestag und
DDR-Volkskammer zu recher-
chieren, die vor 1929 geboren
wurden. Dazu gehören Hel-

mut Schmidt, Franz Josef
Strauß, Hans-Dietrich Gen-
scher und Richard von Weiz-
säcker. Der letzte Volksver-
treter aus dem Jahrgang 1928,
der parteilose Fred Gebhardt,
war mit seinem Tod im Jahr
2000 ausgeschieden. Die Pro-
jektskizze liegt seit 2013 vor,
bislang schreckte der Bundes-
tag vor einer Auftragsvergabe
allerdings zurück. Doch ver-
gangene Woche forderten
mehrere prominente Histori-
ker in einer Studie, auch der
Bundestag müsse seine Ge-
schichte auf NS-Belastung
hin untersuchen lassen. Ku-
rios daran: Das Parlament
hatte die Wissenschaftler
selbst beauftragt zu klären,
bei welchen Institutionen
noch „Forschungsbedarf“ be-
stehe. klw

Atomwaffen

Offenes Geheimnis
Die Bundeswehr will nicht öf-
fentlich darüber diskutieren,
dass auf dem deutschen Flie-
gerhorst Büchel in der Eifel
amerikanische Atomwaffen
lagern, obwohl das schon lan-
ge bekannt ist. Luftwaffenin-
spekteur Karl Müllner unter-
sagte jetzt dem ehemaligen
Befehlshaber des betreffen-
den „Tornado“-Geschwaders,
als Zeuge vor Gericht in ei-
nem Strafverfahren auszusa-
gen. Anlass war eine Aktion
des Atomwaffengegners Her-
mann Theisen. Er soll sich
strafbar gemacht haben, weil
er vor den Toren des Luftwaf-
fenstützpunkts ein Flugblatt
an Soldaten verteilt und sie
aufgefordert hatte, „die Öf-

fentlichkeit umfassend“ über
die Stationierung atomarer
Waffen auf ihrem Flieger-
horst zu informieren. Thei-
sens Wunsch, den Oberst, der
seine Strafverfolgung initiiert
hatte, als Zeugen vor Gericht
zu hören, lehnte Müllner ab.
Begründung: Die Frage der
Stationierung dieser Waffen
unterliege „der Geheimhal-
tung“. Die Verhandlung ist
für Ende Februar vor dem
Amtsgericht Cochem ange-
setzt. on
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Grüne

Trittin gegen
Kretschmann-Deal
Der grüne Außenpolitiker
Jürgen Trittin fordert seine
Parteikollegen im Bundes rat
auf, der Erweiterung der
 Liste sicherer Herkunfts -
staaten um Marokko, Tune-
sien und Algerien nicht zu -
zustimmen: „Amnesty Inter -
national, aber auch das 
US State Department kritisie-
ren die Menschenrechtslage
in den Maghreb-Staaten.
Deutsche Stiftungen ziehen
ihre Mitarbeiter wegen der
Sicherheitslage ab. Diese
Fakten kann man nicht ein-
fach ausblenden“, so Trittin.
Sein Parteifreund Winfried
Kretschmann, Ministerpräsi-
dent von Baden-Württem-
berg, ist Verhandlungsführer
der Grünen im Bundesrat. 
Er hatte signalisiert, dem
 Vorhaben zuzustimmen –
wenn im Gegenzug beispiels-
weise eine liberale Altfall -
regelung Teil des Pakets wäre.
Trittin kritisiert diese Taktik:
„Man sollte so etwas nicht in-
nenpolitisch verdealen. Wir
dürfen nicht von der Be-
kämpfung von Fluchtursa-
chen reden, diese dann aber
per Bundesratsbeschluss
 einfach für nicht existent
 erklären.“ bs
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